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Familienversicherung wird zum

Prüfstein der Gesundheitsreform
Ute Pappelbaum

Der Bundesrat hatte am 12.06.2026 die geplanten Eingriffe in die Familienversicherung zum zentralen

Kritikpunkt der Gesundheitsreform gemacht. Während der Bundestag in erster Lesung über das

GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz debattierte, forderten die Länder Übergangsregelungen und

Schutzmechanismen für Betroffene. Damit rückt ausgerechnet jener Teil des Reformpakets in den Mittelpunkt,

der bislang vor allem als Finanzierungsinstrument betrachtet wurde.

Die Länder sehen die soziale

Architektur berührt

Bemerkenswert ist, dass der Bundesrat die

finanzielle Problembeschreibung der Bundesregierung nicht

grundsätzlich infrage stellt. Die Länder erkennen den

Handlungsbedarf an. Ihre Kritik richtet sich vielmehr gegen die

Verteilungswirkungen einzelner Maßnahmen.

Besonders kritisch bewerten sie die geplante Einschränkung

der beitragsfreien Familienversicherung. Nach den

Vorstellungen der Bundesregierung sollen künftig nicht mehr

alle Ehepartner und eingetragenen Lebenspartner ohne

eigenes Einkommen automatisch beitragsfrei mitversichert

sein. Ausnahmen sind unter anderem für Eltern kleiner

Kinder, pflegende Angehörige und Menschen im Rentenalter

vorgesehen. In anderen Fällen soll ein zusätzlicher

Beitragszuschlag erhoben werden.

Aus Sicht der Länder drohen dadurch soziale Härten

für Haushalte, deren Lebensplanung auf den bisherigen

Regelungen beruht. Genannt werden insbesondere

ältere Ehepaare sowie familiengeführte landwirtschaftliche

Betriebe, in denen Partner häufig ohne eigenes

sozialversicherungspflichtiges Einkommen mitarbeiten.

Hinter der Beitragsfrage steht ein

Strukturkonflikt

Die Debatte reicht damit weit über die Finanzierung

der Krankenversicherung hinaus. Die Familienversicherung

erfüllt im deutschen Sozialstaat seit Jahrzehnten eine

Doppelfunktion. Sie dient nicht nur der Absicherung

von Krankheitsrisiken, sondern stabilisiert zugleich

Familienmodelle, in denen Erwerbsarbeit, Kindererziehung,

Pflege oder Mitarbeit im Familienbetrieb unterschiedlich

verteilt sind.
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Genau deshalb erhält die Diskussion eine ordnungspolitische

Dimension. Die Bundesregierung verfolgt mit der Reform

das Ziel, die Finanzierung der Krankenversicherung stärker

an individuelle Beitragsleistungen zu koppeln. Die Länder

verweisen dagegen auf gesellschaftliche Leistungen, die zwar

keinen Marktlohn erzeugen, aber dennoch wirtschaftlichen

Wert schaffen.

Damit prallen zwei Logiken aufeinander. Die eine folgt dem

Prinzip individueller Finanzierungsverantwortung. Die andere

betrachtet familiäre Sorgearbeit weiterhin als Aufgabe, die

über die Solidargemeinschaft abgesichert werden sollte.

Die Reform verändert Anreize für

Familien

Ökonomisch betrachtet soll die stärkere Individualisierung

der Beitragslasten die Finanzierungsbasis der gesetzlichen

Krankenversicherung verbreitern. Langfristig können

dadurch zusätzliche Erwerbsanreize entstehen und

Beitragseinnahmen stabilisiert werden.

Gleichzeitig verändert sich jedoch die Stellung

unbezahlter Familien- und Pflegearbeit innerhalb des

Sozialversicherungssystems. Wer bisher über die

Familienversicherung abgesichert war, erhält künftig ein

stärkeres Signal, eine eigene sozialversicherungspflichtige

Erwerbstätigkeit aufzunehmen. Damit verschiebt sich die

Balance zwischen familiärer Arbeitsteilung und individueller

Erwerbsverantwortung.

Gerade dieser Effekt erklärt, weshalb die

Familienversicherung bereits im ersten Stadium des

Gesetzgebungsverfahrens zum politischen Brennpunkt

geworden ist.

Der Konflikt reicht über die

Gesundheitsreform hinaus

Noch hat der Bundestag lediglich die erste Lesung

durchgeführt. Die Ausschussberatungen stehen erst bevor.

Dennoch zeigt die heutige Stellungnahme des Bundesrates,

dass die Familienversicherung zum zentralen sozialen

Prüfstein des Gesetzes werden könnte.

Die eigentliche Frage lautet dabei nicht, ob die gesetzliche

Krankenversicherung reformiert werden muss. Darüber

besteht weitgehend Einigkeit. Umstritten ist vielmehr, welche

Lasten der Konsolidierung Familien tragen sollen und welche

Formen gesellschaftlich notwendiger Arbeit weiterhin kollektiv

abgesichert werden.

Dass die Länder diesen Punkt bereits am Tag der ersten

Bundestagsberatung in den Mittelpunkt rücken, macht die

Tragweite der Debatte deutlich. Verhandelt wird nicht nur über

Milliardenbeträge in den Kassen. Verhandelt wird über die

künftige Rolle der Familienversicherung als sozialpolitisches

Fundament eines Systems, das zunehmend unter dem Druck

demografischer und fiskalischer Realitäten steht.
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